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4.4.2024 A9-0067/50

Änderungsantrag 50
Daniel Freund, Patrick Breyer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 20

Entschließungsantrag Geänderter Text 

20. stellt fest, dass aufgrund der 
Folgemaßnahmen im Jahr 2022 38 der 92 
noch ausstehenden Maßnahmen 
abgeschlossen wurden, deren vereinbarte 
Umsetzungsfristen abgelaufen waren; ist 
besorgt angesichts der Tatsache, dass am 
31. Dezember 2022 29 noch ausstehende 
Maßnahmen mehr als 12 Monate 
überfällig waren; erwartet, dass die 
verschiedenen Generaldirektionen 
sicherstellen, dass die verbliebenen 
Maßnahmen ohne weitere Verzögerung 
abgeschlossen und die vereinbarten 
Maßnahmen innerhalb der im Jahresbericht 
des Internen Prüfers festgelegten Fristen 
umgesetzt werden;

20. stellt fest, dass aufgrund der 
Folgemaßnahmen im Jahr 2022 38 der 92 
noch ausstehenden Maßnahmen 
abgeschlossen wurden, deren vereinbarte 
Umsetzungsfristen abgelaufen waren; 
betont, dass einige der 54 verbleibenden 
Maßnahmen bereits vor mehreren Jahren 
empfohlen wurden, aber noch nicht 
umgesetzt worden sind; erwartet, dass die 
verschiedenen Generaldirektionen 
sicherstellen, dass die verbliebenen 
Maßnahmen ohne weitere Verzögerung 
abgeschlossen und die vereinbarten 
Maßnahmen innerhalb der im Jahresbericht 
des Internen Prüfers festgelegten Fristen 
umgesetzt werden; fordert den 
Generalsekretär auf, der 
Entlastungsbehörde zweimal im Jahr 
über den Stand der verbleibenden 
Maßnahmen Bericht zu erstatten;

Or. en
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4.4.2024 A9-0067/51

Änderungsantrag 51
Daniel Freund, Patrick Breyer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text 

21. stellt fest, dass im Einklang mit 
Artikel 118 Absatz 9 der Haushaltsordnung 
die Berichte und Feststellungen des 
Internen Prüfers sowie der Bericht des 
betreffenden Unionsorgans der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden 
müssen, sobald der Interne Prüfer die zu 
ihrer Umsetzung getroffenen Maßnahmen 
validiert hat; stellt fest, dass die Berichte 
und Feststellungen in der Praxis erst 
veröffentlicht werden, wenn alle 
Empfehlungen umgesetzt wurden; weist 
darauf hin, dass Mitglieder nach dem 
Grundsatz „Kenntnis nur, wenn nötig“ nur 
im Einklang mit der Regelung des 
Präsidiums für den Zugang zu 
vertraulichen Dokumenten Einsicht 
nehmen dürfen; weist darauf hin, dass alle 
Mitglieder des 
Haushaltskontrollausschusses das Recht 
haben, einen vertraulichen Zugang zum 
Bericht über die interne Prüfung in Bezug 
auf das Entlastungsverfahren zu 
beantragen; begrüßt die Tatsache, dass der 
Interne Prüfer dem 
Haushaltskontrollausschuss regelmäßig 
über die durchgeführten jährlichen 
Prüfungstätigkeiten Bericht erstattet;

21. stellt fest, dass im Einklang mit 
Artikel 118 Absatz 9 der Haushaltsordnung 
die Berichte und Feststellungen des 
Internen Prüfers sowie der Bericht des 
betreffenden Unionsorgans der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden 
müssen, sobald der Interne Prüfer die zu 
ihrer Umsetzung getroffenen Maßnahmen 
validiert hat; bedauert, dass die Berichte 
und Feststellungen in der Praxis erst 
veröffentlicht werden, wenn alle 
Empfehlungen umgesetzt wurden, was de 
facto zu einer jahrelangen Verzögerung 
der Veröffentlichung führt; weist darauf 
hin, dass Mitglieder nach dem Grundsatz 
„Kenntnis nur, wenn nötig“ nur im 
Einklang mit der Regelung des Präsidiums 
für den Zugang zu vertraulichen 
Dokumenten Einsicht nehmen dürfen; 
weist darauf hin, dass alle Mitglieder des 
Haushaltskontrollausschusses das Recht 
haben, einen vertraulichen Zugang zum 
Bericht über die interne Prüfung in Bezug 
auf das Entlastungsverfahren zu 
beantragen; fordert das Präsidium auf, 
alle Berichte über die internen Prüfungen 
ein Jahr nachdem der Interne Prüfer die 
zur Umsetzung der Empfehlungen 
getroffenen Maßnahmen validiert hat der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen; 
begrüßt die Tatsache, dass der Interne 
Prüfer dem Haushaltskontrollausschuss 



AM\1300398DE.docx PE760.599v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

regelmäßig über die durchgeführten 
jährlichen Prüfungstätigkeiten Bericht 
erstattet;

Or. en
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4.4.2024 A9-0067/52

Änderungsantrag 52
Daniel Freund, Patrick Breyer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 26 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text 

26a. nimmt die verfahrenstechnischen 
Änderungen der Entlastung des 
Parlaments zur Kenntnis; begrüßt die 
Einführung zusätzlicher Anhörungen mit 
den Generaldirektoren; ist besorgt 
angesichts einer möglichen 
Einschränkung der zulässigen 
schriftlichen Fragen; nimmt die 
Änderungen im Aufbau des 
Entlastungsberichts zur Kenntnis; ist 
besorgt angesichts der Tatsache, dass 
durch den neuen Aufbau bestimmte 
horizontale Fragen und die 
Weiterverfolgung der Umsetzung 
bestimmter Beschlüsse, die in der Praxis 
länger als ein Jahr dauert, geschwächt 
werden könnten;

Or. en
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4.4.2024 A9-0067/53

Änderungsantrag 53
Daniel Freund, Patrick Breyer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 36

Entschließungsantrag Geänderter Text 

36. fordert die Kommission auf, dafür 
zu sorgen, dass alle EU-Mittel vom 
direkten Empfänger bis zum 
Endempfänger wirksam zurückverfolgt 
werden können, wenn Mittel in einer Kette 
weitergegeben werden, wie dies im 
Vorschlag für eine Neufassung der 
Haushaltsordnung und in dem am 
17. Januar 2024 angenommenen 
Initiativbericht mit dem Titel 
„Transparenz und Rechenschaftspflicht 
von aus dem EU-Haushalt finanzierten 
nichtstaatlichen Organisationen“3 
gefordert wird; fordert die Überarbeitung 
der Leitlinien für die Registrierung im 
Transparenz-Register, um alle eingehenden 
und ausgehenden Mittel offenzulegen, 
einschließlich der Übertragung von Mitteln 
von einer Interessenvertreter-Einrichtung 
an eine andere; betont, dass alle 
Registrierten oder Einrichtungen, die 
Gelder von Dritten erhalten, die nicht 
verpflichtet sind, sich in das Transparenz-
Register eintragen zu lassen, ihre 
Finanzierungsquellen offenlegen müssen;

36. fordert die Kommission auf, dafür 
zu sorgen, dass alle EU-Mittel vom 
direkten Empfänger bis zum 
Endempfänger wirksam zurückverfolgt 
werden können, wenn Mittel in einer Kette 
weitergegeben werden, wie dies im 
Vorschlag für eine Neufassung der 
Haushaltsordnung gefordert wird; fordert 
die Überarbeitung der Leitlinien für die 
Registrierung im Transparenz-Register, um 
alle eingehenden und ausgehenden Mittel 
offenzulegen, einschließlich der 
Übertragung von Mitteln von einer 
Interessenvertreter-Einrichtung an eine 
andere; betont, dass alle Registrierten oder 
Einrichtungen, die Gelder von Dritten 
erhalten, die nicht verpflichtet sind, sich in 
das Transparenz-Register eintragen zu 
lassen, ihre Finanzierungsquellen 
offenlegen müssen;

_________________
3 P9_TA(2024)0036.

Or. en
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4.4.2024 A9-0067/54

Änderungsantrag 54
Daniel Freund, Patrick Breyer, Marcel Kolaja
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 64

Entschließungsantrag Geänderter Text 

64. stellt fest, dass die Arbeit der APA 
ein integraler Bestandteil der Arbeit der 
Mitglieder ist und sie im Rahmen der 
Legislativverfahren der Union eine 
wichtige Rolle spielen; stellt fest, dass nach 
der Verabschiedung des Statuts für APA 
im Jahr 2009 die Anerkennung ihres 
Status im Laufe der Jahre schrittweise 
zugenommen hat; nimmt die Bemühungen 
des Parlaments zur Kenntnis, einen 
Rahmen für die Bereitstellung von 
Unterstützung für APA zu schaffen; fordert 
die ordnungsgemäße Einhaltung der 
geltenden Vorschriften; fordert die 
Parlamentsverwaltung auf, die 
Durchführbarkeit der Aufnahme einer 
Kündigungsfrist in die APA-Verträge für 
den Fall des unerwarteten Ausscheidens 
eines Mitglieds, sei es freiwillig oder 
unfreiwillig, zu prüfen;

64. stellt fest, dass die Arbeit der APA 
ein integraler Bestandteil der Arbeit der 
Mitglieder ist und sie im Rahmen der 
Legislativverfahren der Union eine 
wichtige Rolle spielen; stellt fest, dass nach 
der Verabschiedung des Statuts für APA 
im Jahr 2009 die Anerkennung ihrer 
Arbeit im Laufe der Jahre schrittweise 
zugenommen hat; nimmt die Bemühungen 
des Parlaments zur Kenntnis, einen 
Rahmen für die Bereitstellung von 
Unterstützung für APA zu schaffen; 
fordert das Präsidium des Europäischen 
Parlaments und die 
Parlamentsverwaltung auf, den APA-
Ausschuss in Bezug auf Überarbeitungen 
und Reformen, die sich direkt auf die 
Rechte von APA auswirken, regelmäßig 
und förmlich anzuhören; fordert die 
ordnungsgemäße Einhaltung der geltenden 
Vorschriften; fordert die 
Parlamentsverwaltung auf, die 
Durchführbarkeit der Aufnahme einer 
Kündigungsfrist in die APA-Verträge für 
den Fall des unerwarteten Ausscheidens 
eines Mitglieds, sei es freiwillig oder 
unfreiwillig, zu prüfen;

Or. en
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4.4.2024 A9-0067/55

Änderungsantrag 55
Daniel Freund, Patrick Breyer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 86 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text 

86a. merkt an, dass im Jahr 2022 ein 
großer Anteil der verfügbaren Sitzplätze 
in den für den Pendelverkehr zwischen 
Brüssel und Straßburg anlässlich der 
Plenartagungen eingesetzten Fahrzeuge 
unbesetzt blieben; bekräftigt seine an die 
Verwaltung des Parlaments gerichtete 
Forderung, die diesbezügliche Zielgruppe 
zu erweitern und Bediensteten des 
Parlaments zu gestatten, auch ohne ein 
Mitglied von und nach Straßburg zu 
reisen, wobei sicherzustellen ist, dass 
Mitglieder stets einen Sitzplatz 
bekommen;

Or. en
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4.4.2024 A9-0067/56

Änderungsantrag 56
Daniel Freund, Patrick Breyer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 93 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text 

93a. bekräftigt seine Besorgnis über die 
schlechte Energieeffizienz des Gebäudes 
Trèves II, für das der Energieausweis 
einen jährlichen Primärenergieverbrauch 
der Klasse E angibt, und stellt fest, dass 
die letzte Renovierung des Gebäudes im 
Jahr 2000 erfolgte; fordert das Präsidium 
auf, die notwendigen Renovierungen zur 
Verbesserung der Energieeffizienz des 
Gebäudes im Einklang mit den geltenden 
Energieeffizienzvorschriften zu 
genehmigen, bevor das Gebäude vom 
Parlament ab 2025 verwendet wird;

Or. en
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4.4.2024 A9-0067/57

Änderungsantrag 57
Daniel Freund, Patrick Breyer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 124

Entschließungsantrag Geänderter Text 

124. nimmt die Ankündigung aus der 
Präsidiumssitzung vom 7. März 2022 über 
die Einrichtung einer Ad-hoc-
Arbeitsgruppe des Präsidiums für die 
allgemeine Kostenvergütung zur Kenntnis, 
die mit der Evaluierung der Umsetzung des 
Präsidiumsbeschlusses vom 2. Juli 2018 
zur Festlegung einer Liste der Kosten, die 
aus der allgemeinen Kostenvergütung 
bestritten werden können, auf der 
Grundlage von Erfahrungen, die während 
der 9. Wahlperiode gewonnen wurden, 
betraut wurde; weist darauf hin, dass das 
Präsidium bei seiner Sitzung vom 
17. Oktober 2022 eine Reihe von 
Änderungen an den 
Durchführungsbestimmungen zum 
Abgeordnetenstatut (DBAS) erlassen hat, 
mit denen die Vorschriften über 
Ansprüche und Verwendungszwecke der 
allgemeinen Kostenvergütung und 
Maßnahmen zur Erhöhung der 
Transparenz präzisiert werden und die 
mehr Rechtssicherheit hinsichtlich des 
Anspruchs auf die Vergütung bieten; 
betont, dass die Ad-hoc-Arbeitsgruppe 
aufgefordert wurde, die Aspekte der 
Transparenz, Rechenschaftspflicht und 
der Wirtschaftlichkeit der 
Haushaltsführung in Bezug auf die 
Mittel, die den Mitgliedern zur Verfügung 
gestellt werden, gebührend zu 

124. nimmt die Ankündigung aus der 
Präsidiumssitzung vom 7. März 2022 über 
die Einrichtung einer Ad-hoc-
Arbeitsgruppe des Präsidiums für die 
allgemeine Kostenvergütung zur Kenntnis, 
die mit der Evaluierung der Umsetzung des 
Präsidiumsbeschlusses vom 2. Juli 2018 
zur Festlegung einer Liste der Kosten, die 
aus der allgemeinen Kostenvergütung 
bestritten werden können, auf der 
Grundlage von Erfahrungen, die während 
der 9. Wahlperiode gewonnen wurden, 
betraut wurde; weist darauf hin, dass das 
Präsidium bei seiner Sitzung vom 
17. Oktober 2022 eine Reihe von 
Änderungen an den 
Durchführungsbestimmungen zum 
Abgeordnetenstatut (DBAS) erlassen hat;
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berücksichtigen sowie den Grundsatz der 
Freiheit und Unabhängigkeit des 
parlamentarischen Mandats und das Ziel, 
keinen unnötigen Verwaltungsaufwand 
für Mitglieder, ihre Büros und die 
Dienststellen des Parlaments zu schaffen, 
nicht außer Acht zu lassen;

Or. en
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4.4.2024 A9-0067/58

Änderungsantrag 58
Daniel Freund, Patrick Breyer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
Ramona Strugariu

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 126

Entschließungsantrag Geänderter Text 

126. betont, dass es den Mitgliedern 
gemäß Artikel 11 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments freisteht, ihre Nutzung der 
allgemeinen Kostenvergütung im 
Einzelnen oder nach Art der Kosten 
eigenständig oder mit Unterstützung eines 
externen Prüfers zu dokumentieren und 
diese Informationen ganz oder teilweise 
auf ihrer Seite der Website des 
Europäischen Parlaments veröffentlichen 
zu lassen; begrüßt, dass eine vereinfachte 
Liste der Arten von Kosten in die DBAS 
aufgenommen wird und dass auch eine 
Änderung angenommen wird, mit der 
klargestellt wird, dass die Mitglieder die 
allgemeine Kostenvergütung nutzen 
können, wenn andere Vergütungen 
ausgeschöpft sind;

126. merkt an, dass es den Mitgliedern 
freisteht, ihre Nutzung der allgemeinen 
Kostenvergütung im Einzelnen oder nach 
Art der Kosten zu dokumentieren; fordert 
die Mitglieder auf, diese Informationen 
gemäß Artikel 11 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments ganz oder teilweise auf ihrer 
Seite der Website des Europäischen 
Parlaments veröffentlichen zu lassen; 
begrüßt, dass eine vereinfachte Liste der 
Arten von Kosten in die DBAS 
aufgenommen wird und dass auch eine 
Änderung angenommen wird, mit der 
klargestellt wird, dass die Mitglieder die 
allgemeine Kostenvergütung nutzen 
können, wenn andere Vergütungen 
ausgeschöpft sind;

Or. en
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4.4.2024 A9-0067/59

Änderungsantrag 59
Daniel Freund, Patrick Breyer
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
Ramona Strugariu

Bericht A9-0067/2024
Andrey Novakov
Entlastung 2022: Gesamthaushaltsplan der EU – Europäisches Parlament
2023/2130(DEC)

Entschließungsantrag
Ziffer 126 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text 

126a. fordert erneut eine Reform der 
allgemeinen Kostenvergütung, die 
Mitglieder verpflichten würde, alle Belege 
in Bezug auf die allgemeine 
Kostenvergütung aufzubewahren, jährlich 
eine Übersicht der Ausgaben nach 
Kategorien sowie eine Stellungnahme 
eines unabhängigen Prüfers auf der 
Website des Parlaments zu 
veröffentlichen und den nicht 
ausgegebenen Anteil der allgemeinen 
Kostenvergütung am Ende ihres Mandats 
zurückzugeben, durch die eine jährliche 
Stichprobenkontrolle von 5 % der 
Ausgaben im Rahmen der allgemeinem 
Kostenvergütung durch Dienststellen des 
Parlaments festgelegt würde; fordert eine 
Verpflichtung der Mitglieder, die 
allgemeine Kostenvergütung extern 
prüfen zu lassen;

Or. en


